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EDITORIAL

Liebe Leserinnen und Leser,

die EU-Digitalrechtsakte wie der Data Act oder 
die KI-Verordnung gelten sukzessive ab diesem 
Jahr. Sie fordern rechtlich und praktisch Daten-
nutzungen, wobei die Datenschutz-Grundver-
ordnung (DS-GVO) „unberührt“ bleiben soll. Die 
Organisation des betrieblichen Datenschutzes 
muss angepasst werden, um beide Ziele – 
Datennutzungsrecht und Datenschutzrecht 
– in Einklang zu bringen. Die für die Umset-
zung des Datenschutzes in Unternehmen und 
Behörden Verantwortlichen stehen hier vor 
größeren Herausforderungen. Aber auch die 
geplanten gesetzlichen Anforderungen der 
EU-NIS-2-Richtlinie bedürfen der Umsetzung, 
wobei es die Synergien zum technischen Da-
tenschutz zu nutzen gilt. 
Diese Themen werden auf der diesjährigen 
DAFTA aufgegriffen. Sowohl im Plenum als 
auch in Workshops werden Praxisfragen zur 
Vereinbarkeit von Datennutzung und Daten-
schutz besprochen. Allgemeine Praxisfragen 
zum Beschäftigtendatenschutz, zur Daten-
schutz-organisation und zu aktuellen daten-
schutzrelevanten Themen der IT-Sicherheit 
sind ebenfalls Gegenstand der Workshops.

Beim 44. RDV-Forum liegt ein Schwerpunkt auf 
dem Beschäftigungsdatenschutz. Thematisiert 
werden u.a. die Mitbestimmung des Betriebs-
rats beim Einsatz von künstlicher Intelligenz 
(KI), die vom Europäischen Gerichtshof (EuGH) 
aufgestellten Grenzen der Mitbestimmung 
beim Datenschutz sowie das geplante Beschäf-
tigtendatenschutzgesetz im Sofortprogramm 
der Bundesregierung. 
Auf der DAFTA und auf dem RDV-Forum 2025 
wollen wir gemeinsam mit Gästen aus Wirt-
schaft, Rechtsprechung, Aufsicht und Wissen-
schaft diese aktuellen Fragen aufarbeiten und 
Lösungsmöglichkeiten aufzeigen. 
Die DAFTA und das RDV-Forum finden hybrid 
statt. Wir würden uns freuen, Sie vom 12. bis 14. 
November 2025 in Köln oder online begrüßen 
zu dürfen.

Mit freundlichen Grüßen 

Andreas Jaspers 
Geschäftsführer Gesellschaft für Datenschutz 
und Datensicherheit (GDD)

Sagen Sie uns Ihre Meinung 
kundenservice@datakontext.com

Andreas Jaspers

http://www.dafta.de
http://www.dafta.de
mailto:kundenservice%40datakontext.com?subject=
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Bedeutung und Nutzen
Der BayLfD hebt hervor, dass ein Datenschutzkonzept ein zentrales 
Instrument ist, um Projekte von der Planung bis zur Umsetzung daten-
schutzkonform zu gestalten. Es dient insbesondere dazu,
• Verarbeitungsvorgänge transparent zu dokumentieren,
• Verantwortlichkeiten klar zu regeln,
• Risiken frühzeitig zu erkennen,
• erforderliche Nachweise wie Datenschutz-Folgenabschätzungen oder

technische und organisatorische Maßnahmen vorzubereiten.
Damit unterstützt ein Datenschutzkonzept auch die Rechenschafts-
pflicht nach Art. 5 Abs. 2 DS-GVO und erleichtert die Bewertung daten-
schutzkonformer Projekte durch andere Stakeholder.

Vorgehensweise
Der BayLfD empfiehlt ein iteratives Vorgehen: Das Konzept wächst par-
allel zum Projekt. Zentrale Schritte sind:
1. Erfassung und Beschreibung der Verarbeitungsvorgänge, inkl. Daten-

kategorien und Löschfristen.
2. Klärung der datenschutzrechtlichen Rollen (Verantwortlicher, Auf-

tragsverarbeiter).
3. Festlegung von Zweck und Rechtsgrundlage jeder Verarbeitung.
4.	Risikoanalyse und Prüfung der Notwendigkeit einer DSFA.
5. Abstimmung mit der Informationssicherheit.
6.	Implementierung geeigneter technischer und organisatorischer Maß-

nahmen.
7. Abschluss, Qualitätssicherung und Integration in das Datenschutz

managementsystem.

Datenschutzkonzepte für 
Digitalisierungsvorhaben
Der Bayerische Landesbeauftragte für den Daten-
schutz (BayLfD) im Rahmen seiner sog. Allgemei-
nen Kurz-Informationen (AKI) einige Empfehlungen 
für die Erstellung von Datenschutzkonzepten im 
Rahmen von Digitalisierungsvorhaben  veröffent-
licht. Selbstverständlich können auch Verantwort-
liche außerhalb Bayerns von den Empfehlungen 
profitieren, wen sie digitale Projekte planen und 
dabei datenschutzrechtliche Anforderungen syste-
matisch umsetzen möchten.
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https://www.datenschutz-bayern.de/datenschutzreform2018/aki64.pdf
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Fazit
Digitalisierungsvorhaben stehen zunehmend im Fokus datenschutz-
rechtlicher Anforderungen. Ein Datenschutzkonzept ist zwar nicht 
ausdrücklich gesetzlich vorgeschrieben. In der Praxis hat es sich aber 
als praxisnahes Instrument bewährt. Es ermöglicht Verantwortlichen 
Datenschutzanforderungen frühzeitig zu berücksichtigen und Rechen-
schaftspflichten effizient zu erfüllen. 
Doch wie gelingt die praktische Umsetzung solcher Konzepte – insbe-
sondere in komplexen IT-Projekten? Antworten liefert das Forum 
„Frühzeitige Einbindung des DSB: Der Schlüssel zur datenschutz-
gerechten Softwarebeschaffung, -entwicklung und ordentlichen 
Dienstleistermanagement“ anhand eines strukturierten 
Praxisansatzes zeigt der Vor-trag, wie Datenschutzverantwortliche 
frühzeitig eingebunden werden können, um digitale Projekte von 
Anfang an rechtskonform und effizient zu gestalten.

FORUM 1: Frühzeitige Einbindung des DSB: 
Der Schlüssel zur datenschutzgerechten 
Softwarebeschaffung, -entwicklung und 
ordentlichen Dienstleistermanagement
Datum: 13. November 2025, 13:30 Uhr
Referent: Raik Mickler, Konzerndatenschutzbeauftragter CIPP/E, 
CIPM, FIP, Haufe Group SE, Freiburg 
Leitung: Bettina Herman, atarax Unternehmensgruppe,  
Herzogenaurach; GDD-Vorstand, Bonn
Mehr erfahren und anmelden: Zur DAFTA 

Global Privacy Assembly: BfDI 
unterzeichnet Vereinbarung 
zur Regulierung von KI
In Seoul fand Mitte September die 47. Jahreskon-
ferenz der Global Privacy Assembly (GPA) statt. 
Die Konferenz stand unter dem Motto „Artificial In-
telligence in our daily lives: Data and Privacy Issu-
es” (Künstliche Intelligenz in unserem Alltagsleben: 
Daten- und Datenschutzfragen).
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Um die internationale Zusammenarbeit der Aufsichtsbehörden zu 
stärken, hat der Stellvertretende Bundesbeauftragte für den Da-

tenschutz und die Informationsfreiheit eine gemeinsame Erklärung mit 
dem Gastgeber, der Personal Information Protection Comission (PIPC) 
Südkorea, und der französischen Datenschutzaufsichtsbehörde Com-
mission Nationale de L`Informatique et des Libertes (CNIL) und weiteren 
Delegationen unterzeichnet. Die unterzeichnenden Behörden haben 
darin festgehalten, sich für eine vertrauenswürdige Regulierung von An-
wendungen Künstlicher Intelligenz einzusetzen und dabei die Aspekte 
der Innovationsfreundlichkeit und eine nachhaltige Gewährleistung des 
Datenschutzes im Auge zu behalten.
In unserer heutigen Gesellschaft trägt die Künstliche Intelligenz zu 
erheblichen technologischen Fortschritten und zur weiteren Digitalisie-
rung unseres Lebens bei. Solche Anwendungen sind oft mit grenzüber-
schreitenden Datenflüssen verbunden. Eine Vernetzung und Kompe-
tenzbündelung der Datenschutzaufsichtsbehörden auf internationaler 
Ebene ist nötig, um auf vertrauenswürdige, innovative Anwendungen 
im Bereich der Künstlichen Intelligenz hinzuwirken, so die BfDI, Prof. Dr. 
Louisa Specht-Riemenschneider.
Erstmals fand im Rahmen der GPA unter der Leitung von BfDI und PIPC 
ein Treffen in dem neuen Format „Network of Networks“ statt, in wel-
chem regionale Datenschutz-Netzwerke aus Europa, Afrika, Lateiname-
rika und Asien einen Erfahrungsaustausch über gemeinsame relevante 
Themen beginnen konnten.

Datennutzung für KI zwischen Innovation und 
Compliance
Datum: 13. November 2025, 10:00 Uhr 
Referentin: Sophie Sohm, Privacy Policy Manager, Meta
Mehr erfahren und anmelden: Zur DAFTA 

Die GPA  trifft sich jährlich und hat derzeit über 130 Mitglieder aus al-
ler Welt. Sie ist die größte internationale Vereinigung von Datenschutz-
behörden. Die Mitglieder diskutieren weltweit relevante datenschutz-
politische und datenschutzrechtliche Themen.
Die internationale Zusammenarbeit beim Datenschutz gewinnt im 
Zeitalter der Künstlichen Intelligenz zunehmend an Bedeutung. Auf der 
Global Privacy Assembly 2025 betonten Aufsichtsbehörden aus aller 
Welt die Notwendigkeit, KI-Anwendungen zugleich innovativ und da-
tenschutzgerecht zu gestalten.
Wie sich dieser Spagat zwischen technologischem Fortschritt und recht-
licher Verantwortung meistern lässt, beleuchtet der Vortrag „Datennut-
zung für KI zwischen Innovation und Compliance“ auf der DAFTA.

Quelle: BfDI

https://dafta.de
https://globalprivacyassembly.com/
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Automatische 
Gesprächstranskription 
zwischen Datenschutz und 
Strafrecht
Die Idee klingt verlockend: Meetings, Verhandlun-
gen oder interne Besprechungen müssen nicht 
mehr mühsam protokolliert werden, sondern lassen 
sich per Knopfdruck automatisch transkribieren 
und zusammenfassen. Doch was nach Effizienz-
steigerung aussieht, bewegt sich in einem rechtlich 

Fo
to

: a
ub

ri
el

la
, A

do
be

 S
to

ck

hochsensiblen Bereich. § 201 StGB (Verletzung der 
Vertraulichkeit des Wortes) setzt enge Grenzen, 
wenn Gespräche ohne Einwilligung der Beteilig-
ten aufgezeichnet werden. Auch die vermeintlich 
einfache Lösung einer vorherigen Zustimmung 
eröffnet ein ganzes Labyrinth an Folgefragen, an-
gefangen bei Widerrufsmöglichkeiten bis hin zur 
Beweisverwertbarkeit.

Auf der DAFTA 2025 zeigt das Forum „Gesprächstranskription 
zwischen Straf- und Datenschutzrecht gefangen“ anhand prakti-

scher Beispiele, welche Risiken bei unüberlegtem Einsatz solcher Tech-
nologien entstehen können. Unternehmen und Behörden laufen schnell 
Gefahr, unbeabsichtigt in strafrechtlich relevante Konstellationen zu 
geraten. Gleichzeitig besteht ein Spannungsverhältnis zum Daten-
schutzrecht: Transparenz- und Informationspflichten müssen beachtet, 
Speicherfristen eingehalten und Betroffenenrechte gewahrt werden.
Die Referenten geben konkrete Handlungsempfehlungen, wie Organisa-
tionen ihre Prozesse rechtskonform gestalten können. Es wird deutlich: 
Automatisierte Transkription ist mehr als nur eine technische Frage. Sie 
ist ein Balanceakt zwischen Effizienz und Rechtssicherheit.

Forum 2: Gesprächstranskription zwischen 
Straf- und Datenschutzrecht gefangen
Datum: 13. November 2025, 13:30 Uhr
Referenten: Dr. Niels Lepperhoff, Xamit 
Bewertungsgesellschaft mbH, Düsseldorf; RA Andreas Jaspers, 
Geschäftsführer der GDD e.V., Bonn
Mehr erfahren und anmelden: Zur DAFTA 

https://dafta.de
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Post-Quanten-Kryptografie: 
Frühzeitig handeln oder 
abwarten?
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Quantencomputer gelten als das nächste große 
Technologie-Sprungbrett – und gleichzeitig als Be-
drohung für bestehende Sicherheitsarchitekturen. 
Denn viele derzeit eingesetzte kryptografische 
Verfahren könnten durch die Rechenleistung von 
Quantencomputern in Zukunft obsolet werden. Die 
sogenannte Post-Quanten-Kryptografie (PQC) rückt 
daher immer stärker in den Fokus.

Das DAFTA-Forum „Post-Quanten-Kryptografie: Muss ich jetzt 
schon damit anfangen?“ widmet sich den entscheidenden Fragen: 

Ab wann wird PQC tatsächlich notwendig? Welche Übergangsstrategi-
en sind sinnvoll? Und warum sollten Unternehmen schon heute mit der 
Planung beginnen, obwohl praxistaugliche Standards erst im Entstehen 
sind? Neben den technischen Grundlagen werden auch wirtschaftliche 
und organisatorische Aspekte betrachtet, etwa Investitionsentscheidun-
gen, Migrationsszenarien und Compliance-Anforderungen.
Teilnehmende erfahren, welche Risiken durch zu spätes Handeln dro-
hen, aber auch welche Chancen sich durch eine frühzeitige Auseinander-
setzung eröffnen. Das Ziel: Orientierung geben in einem Themenfeld, 
das für IT-Sicherheit, Datenschutz und strategische Unternehmenspla-
nung gleichermaßen relevant ist.

Forum 3: Post-Quanten-Kryptografie: Muss ich 
jetzt schon damit anfangen?
Datum: 13. November 2025, 14:50 Uhr
Referent: Hans-Joachim Knobloch, Secorvo Security Consulting 
GmbH, Karlsruhe
Mehr erfahren und anmelden: Zur DAFTA 

https://dafta.de
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Bei der LDI NRW waren zahlreiche Beschwerden gegen das Unterneh-
men eingegangen. Im Mittelpunkt standen Auskunftsersuchen der 

Arbeitskräfte, ob und welche Daten das Unternehmen von ihnen ver-
arbeitet hatte. Außerdem verlangten einige der Personen die Löschung 
ihrer Daten. Die Firma ignorierte jedoch nicht nur die zu Recht geltend 
gemachten Ansprüche. Sie reagierte auch nicht auf Schreiben der LDI 
NRW, in denen sie um Auskunft gebeten und über die Pflicht aufgeklärt 
wurde, die Rechte der Betroffenen zu wahren. „Dabei sind Unternehmen 
zur Kooperation mit uns gesetzlich verpflichtet“, betont Gayk.
Wie frech das Unternehmen vorging, zeigen Fälle, in denen den betrof-
fenen Personen zunächst sogar mitgeteilt wurde, dass man ihre Daten 
gelöscht habe. Trotzdem erhielten sie weiter über diese Daten Newslet-
ter-Werbung der Firma. Landesbeauftragte Gayk: „Diese Beispiele zei-
gen, wie wichtig es ist, eine wirkungsvolle Aufsichtsbehörde zu haben. 
Datenschutz darf nicht von der Willkür Einzelner abhängig sein.
Der Fall zeigt eindrücklich, dass Verstöße gegen Datenschutzpflichten 
nicht folgenlos bleiben und wie wichtig eine konsequente Aufsichts
praxis ist. Doch was bedeutet das für den Schadensersatz bei Daten-
schutzverstößen, insbesondere im Lichte aktueller EuGH-Entschei-
dungen? Einen kompakten Überblick hierzu gibt der Vortrag „EuGH 
zum Schadensersatz wegen Datenschutzverstößen: Ein Recht
sprechungsüberblick in Kernaussagen mit Hinweisen für die Praxis“.

Quelle: LDI - Landesbeauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit Nordrhein-Westfalen

Landesdatenschutzbeauf-
tragte verhängt Bußgeld gegen 
dreiste Personalvermittlung
„Ignoranz beim Datenschutz zahlt sich nicht aus.“ 
Mit dieser klaren Botschaft hat die Landesbeauf-
tragte für Datenschutz und Informationsfreiheit in 
NRW, Bettina Gayk, ein Bußgeld von über 35.000 € 
gegen ein Unternehmen aus Düsseldorf verhängt. 
Die Personalvermittlung hatte nicht nur die Daten-
schutzrechte der Arbeitssuchenden konstant igno-
riert, sondern auch Aufforderungen der Landesbe-
auftragten (LDI NRW) als Aufsichtsbehörde. „Solch 
dreistes Verhalten nimmt leider zu“, so Gayk. „Umso 
wichtiger ist es, dass wir als Aufsichtsbehörde 
konsequent dagegen vorgehen und zwar mit allen 
Instrumenten, die uns zur Verfügung stehen.“ 
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EuGH zum Schadenersatz wegen Datenschutzver-
stößen: Ein Rechtsprechungsüberblick in Kern-
aussagen mit Hinweisen für die Praxis
Datum: 12. November 2025, 16:00 Uhr RDV-Forum
Referent: RA Tim Wybitul, Partner und Watkins, Frankfurt
Mehr erfahren und anmelden: Zum RDV-Forum und zur DAFTA 

https://dafta.de
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Wenn Beschäftigte länger krank sind, benötigen 
Arbeitgeber/innen bestimmte Informationen, um 
die weitere Zahlung des Arbeitsentgelts zu prüfen. 
Aber wie weit darf der Einblick in den Gesundheits-
zustand gehen? Wann ist die Verarbeitung von Ge-
sundheitsdaten erlaubt, und welche Grenzen setzt 
das Datenschutzrecht? Die Landesdatenschutz
beauftragte in NRW (LDI NRW) gibt den Beteiligten 
nun erstmals eine Hilfestellung an die Hand. Sie 
erklärt, was erlaubt ist und was nicht.

Immer dann, wenn Beschäftigte länger erkranken, stellt sich für Arbeit-
geber/innen die Frage, ob der/die jeweilige Arbeitnehmer/in weiterhin 

einen Anspruch auf Entgeltfortzahlung hat. Das ist insbesondere rele-
vant, wenn eine Erkrankung über sechs Wochen hinaus andauert - oder 
es zu mehreren Erkrankungen innerhalb kurzer Zeit kommt. Arbeitgeber 
möchten dann wissen, ob es sich um sogenannte Fortsetzungserkran-
kungen handelt. Denn Lohnfortzahlung gilt in der Regel nur für die ers-
ten sechs Wochen einer Erkrankung. Danach gibt es Krankengeld durch 
die Krankenkasse. Handelt es sich nun hintereinander um die gleiche 
Krankheit, läuft nicht bei jeder Erkrankung wieder neu die Sechs-Wo-
chen-Lohnfortzahlung. Vielmehr werden die Zeiten der „fortgesetzten“ 
Erkrankungen addiert. 
Für die Beurteilung, ob eine solche „Fortsetzungserkrankung“ vorliegt, 
sind unter Umständen Gesundheitsdaten erforderlich. Da diese Informa-
tionen jedoch besonders sensibel sind, sehen die Datenschutz-Grund-
verordnung (DS-GVO) und das Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) strenge 
Regelungen vor.

Gesundheitsdaten von 
Beschäftigten: Das dürfen 
Arbeitgeber/innen tun und 
wissen
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Verarbeitung nur, wenn zur Prüfung der 
Entgeltfortzahlungspflicht erforderlich
Grundsätzlich dürfen Arbeitgeber/innen Gesundheitsdaten nur dann 
verarbeiten, wenn sie zur Erfüllung arbeitsrechtlicher Pflichten erforder-
lich sind. Bei der Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall ergibt sich diese 
Erforderlichkeit aus der gesetzlichen Verpflichtung von Arbeitgeber/in-
nen zur Lohnfortzahlung im Krankheitsfall, die im Entgeltfortzahlungs-
gesetz (EFZG) zu finden ist. Rechtsgrundlagen für die Verarbeitung die-
ser besonderen Kategorie personenbezogener Daten sind insbesondere 
§ 26 Absatz 3 des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) in Verbindung 
mit Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe b der Datenschutz-Grundverordnung
(DS-GVO). Die Verarbeitung erfolgt zur Ausübung von Rechten und zur 
Erfüllung rechtlicher Pflichten aus dem Arbeitsverhältnis. Die zusätzlich 
notwendige Rechtsgrundlage im Sinne von Art. 6 Absatz 1 DS-GVO ist im 
Fall von Gesundheitsdaten Artikel 6 Absatz 1 Abs. 1 Buchstabe b DS-GVO 
in Verbindung mit dem Arbeitsvertrag. Danach ist die Verarbeitung er-
laubt, sofern sie „für die Erfüllung eines Vertrags, dessen Vertragspartei 
die betroffene Person ist“, erforderlich“ ist.
Arbeitgeber/innen unterliegen in diesem Zusammenhang allerdings 
häufiger einem Irrtum. Die Verarbeitung ist nämlich nur insoweit zuläs-
sig, als sie tatsächlich erforderlich ist. Der bloße Verdacht, dass es sich 
um eine Fortsetzungserkrankung handeln könnte, reicht nicht aus. Es 
muss vielmehr eine konkrete Vermutung im Einzelfall vorliegen, etwa 
aufgrund zeitlicher Nähe oder inhaltlicher Hinweise, dass die Erkran-
kungen zusammenhängen. Arbeitgeber/innen sind zudem angehalten, 
mildere Mittel zu prüfen. So kann es in bestimmten Fällen ausreichend 
sein, bei der Krankenkasse eine Einschätzung einzuholen, ob aus ihrer 
Sicht eine Fortsetzungserkrankung vorliegt. Eine weitere schonende-
re Alternative kann die Einschaltung des Betriebsarztes sein, der eine 
medizinische Einschätzung abgibt, ohne dass sensible Gesundheits-
daten direkt an den/die Arbeitgeber/in gelangen. Während das Bun-
desarbeitsgericht diese Maßnahmen im gerichtlichen Verfahren zur

Entgeltfortzahlung nicht für ausreichend hält, sind sie im Rahmen der 
vorprozessualen Datenverarbeitung durchaus vorzuziehen und zu prü-
fen (BAG, Urt. v. 18.01.2023, Az.: 5 AZR 93/22).

Einwilligung regelmäßig nicht möglich
Ebenfalls unklar ist manchen Arbeitgeber/innen, dass eine ausdrückliche 
Einwilligung der oder des Beschäftigten in die Offenlegung von Diag-
nosedaten gegenüber dem Arbeitgeber – etwa, um einem möglichen 
Streit über die Fortsetzungserkrankung zuvorzukommen – die Daten-
verarbeitung in der Regel nicht rechtfertigt. Denn eine Einwilligung ist 
nur wirksam, wenn sie freiwillig erfolgt. In einem Beschäftigungsver-
hältnis kann davon aber selten die Rede sein. Gerade im Fall einer Er-
krankung stehen Beschäftigte häufig unter Druck, weil sie befürchten, 
ohne Offenlegung ihrer Daten keine weiteren Lohnzahlungen zu erhal-
ten. Insofern scheitert die Wirksamkeit ihrer Einwilligung an der fehlen-
den Freiwilligkeit der Einwilligungserklärung.

Aufbewahrung: Sicher und getrennt
Zu beachten ist außerdem, dass der Umgang mit Gesundheitsdaten bei 
Entgeltfortzahlungsansprüchen besonders hohe Anforderungen an Si-
cherheit und Vertraulichkeit verlangt. Arbeitgeber/innen müssen ange-
messene technische und organisatorische Maßnahmen treffen, um die 
betroffenen Beschäftigten zu schützen. Dazu gehört insbesondere, dass 
die betreffenden Daten getrennt von der eigentlichen Personalakte auf-
bewahrt werden. Auch eine gemeinsame Ablage mit den üblichen ärztli-
chen Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen, wie sie nach § 5 Absatz 1 Satz 
2 EFZG vorzulegen sind, dürfte datenschutzrechtlich unzulässig sein. 
Denn diese Bescheinigungen enthalten lediglich Informationen über 
Beginn und Dauer der Arbeitsunfähigkeit, nicht jedoch über Diagnosen 
oder chronische Leiden. Sobald Gesundheitsdaten verarbeitet werden, 
etwa im Rahmen ärztlicher Gutachten oder durch eigene Erhebung des/
der Arbeitgeber/in, sind diese getrennt und besonders geschützt zu 
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speichern – vergleichbar mit den Regelungen zum betrieblichen Einglie-
derungsmanagement.
Die Daten dürfen zudem nur so lange aufbewahrt werden, wie sie für 
die Prüfung des Entgeltfortzahlungsanspruchs erforderlich sind. Die 
Dauer der Speicherung richtet sich nach den Fristen, die das Entgelt-
fortzahlungsgesetz vorsieht. Darüber hinaus kann sich die Speicherfrist 
etwa aus tarifvertraglichen oder gesetzlichen Verjährungs- und Aus-
schlussfristen ergeben. Auf einen Verdacht, dass ein/e Beschäftigte/r 
rechtliche Schritte einleitet, kommt es nicht an. Auch wenn Arbeitgeber/
innen glauben, in Krankheitsmustern bestimmte Auffälligkeiten zu er-
kennen, berechtigt sie das nicht zur längeren Speicherung. 
Die Weitergabe von Gesundheitsdaten an Dritte ist zudem im Regelfall 
ausgeschlossen. Auch innerhalb des Unternehmens ist eine Weiterga-
be an Vorgesetzte oder andere Stellen nur dann zulässig, wenn sie zur 
Zweckerfüllung erforderlich ist – was bei Fragen der Lohnfortzahlung in 
der Regel nicht der Fall ist. Anders sieht es aus, wenn sich Arbeitgeber/
innen gegen geltend gemachte Ansprüche verteidigen müssen. In einem 
solchen Fall ist die Weitergabe an interne Juristinnen oder Juristen sowie 
an externe Rechtsanwältinnen oder Anwälte oder den Arbeitgeberver-
band – wenn dieser die rechtliche Vertretung übernimmt - zulässig. 
Dies ergibt sich aus Artikel 6 Absatz 1 Satz 1 Buchstabe f DS-GVO, da die 
Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen 
ein berechtigtes Interesse darstellt, das eine Weitergabe erlaubt. Auch 
hier gilt jedoch: Die Weitergabe darf sich nur auf die Daten erstrecken, 
die tatsächlich erforderlich sind.

Chef/innen dürfen nicht alles wissen
Um es noch einmal kurz zu fassen: Arbeitgeber/innen sind im Zusam-
menhang mit der Entgeltfortzahlung durchaus berechtigt, bestimmte 

FORUM 4: Beschäftigtendatenschutz –  
Was gibt es Neues für die Praxis?
Datum: 13. November 2025, 14:50 Uhr
Referenten: RA Dr. Johannes Traut, Kanzlei Seitz, Köln RA; Dr. Johannes 
Dilling, Dilling Rechtsanwälte Partnerschaftsgesellschaft mbB, Köln 
Leitung: Prof. Dr. Gregor Thüsing, LL.M. (Harvard), Direktor des Ins-
tituts für Arbeitsrecht und Recht der sozialen Sicherheit, Universität 
Bonn; GDD-Vorstand
Mehr erfahren und anmelden: Zur DAFTA 

Gesundheitsdaten zu verarbeiten – allerdings nur dann, wenn dies 
wirklich erforderlich ist und keine milderen Alternativen bestehen. Eine 
pauschale Erhebung von Diagnosen oder die Abfrage nach chronischen 
Vorerkrankungen außerhalb des Entgeltfortzahlungszeitraums ist aber 
unzulässig. Besonders sensible Gesundheitsdaten müssen zudem sicher 
verwahrt, frühzeitig gelöscht und dürfen nicht beliebig weitergegeben 
werden. Datenschutz gilt auch im Krankheitsfall – und schützt damit die 
Gesundheitsdaten der Beschäftigten gegenüber Arbeitgeber/innen.
Der Umgang mit Gesundheitsdaten im Arbeitsverhältnis ist sensibel und 
rechtlich komplex – besonders, wenn es um Entgeltfortzahlung, Fort-
setzungserkrankungen oder den Schutz sensibler Informationen geht. 
Die neuen Orientierungshilfen der Aufsichtsbehörden geben hier wichti-
ge Hinweise für die Praxis. Doch welche weiteren Entwicklungen prägen 
derzeit den Beschäftigtendatenschutz? Antworten liefert das Forum 4: 
„Beschäftigtendatenschutz – Was gibt es Neues für die Praxis?“.

Quelle: LDI - Landesbeauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit Nordrhein-Westfalen

https://dafta.de
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Die unabhängigen Datenschutzaufsichtsbehörden 
der Länder üben deutliche Kritik an einem aktu-
ellen Gesetzesvorhaben des Bundesministeriums 
für Digitales und Staatsmodernisierung. Danach 
soll die Marktüberwachung für bestimmte grund-
rechtsrelevante Künstliche Intelligenz der Bundes-
netzagentur übertragen werden – unter anderem 
im Hoch-Sicherheitsbereich. Diese Aufgabe hat die 
sogenannte KI-Verordnung (KI-VO) aber bereits den 
Datenschutzaufsichtsbehörden zugewiesen. 

„Der entsprechende Referentenentwurf führt zu einer massi-
ven Schwächung von Grundrechten“, so Meike Kamp, Berliner 

Beauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit. „Laut KI-Ver-
ordnung ist es originäre Aufgabe der Datenschutzaufsichtsbehörden, in 
diesem Bereich der Marktüberwachung die Einhaltung von Grundrech-
ten zu kontrollieren. Stattdessen will das Ministerium die Aufgabe nun 
einem neu zu schaffenden Gremium übertragen. Diese Entscheidung 
steht nicht zur Disposition des deutschen Gesetzgebers, weil das euro-
päische Recht es bereits anders geregelt hat.“ 
Begründet wird das Vorhaben unter anderem damit, vermeintliche 
Hemmnisse für Innovation abbauen zu wollen, da sich „die Daten-
schutzbehörden primär auf den Grundrechtsschutz fokussieren“, wie es 
im Entwurf heißt. Betroffen sind Hochrisiko-KI Systeme, sofern diese 
Systeme für Strafverfolgungszwecke, Grenzmanagement und Justiz und 
Demokratie eingesetzt werden.

Digitalministerium will bei KI-
Kontrolle Grundrechtsschutz 
schwächen

Fo
to

: V
ad

ym
, A

do
be

 S
to

ck



13 	  NEWSBOX DATENSCHUTZ	 AUSGABE DAFTA

Schutz von Grundrechten ist demokratische Notwendigkeit
Meike Kamp: „Die Datenschutzaufsichtsbehörden, die die Grundrechte 
der Bürgerinnen und Bürger wahren und stärken, sollen also eben deswe-
gen künftig keine Rolle spielen bei der Aufsicht, und das in diesem sehr 
sensiblen Bereich. Das lässt ein merkwürdiges Verständnis der Bedeutung 
von Grundrechten und auch über die Aufgaben der Datenschutzaufsicht 
erkennen.“ Die Landesdatenschutzbehörden weisen im Übrigen darauf 
hin, dass die Aufsichtsbehörden schon immer das Datenschutzrecht im 
Einklang mit anderen Grundrechten zu gewährleisten hatten. So ermög-
lichen etwa Wissenschafts- und Gewerbefreiheit erst Innovationen. Dies 
zu berücksichtigen ist und bleibt Aufgabe der Datenschutzbehörden.
„Grundrechtsschutz ist kein Makel, sondern eine demokratische Not-
wendigkeit. Gerade angesichts der weitreichenden Auswirkungen, die 
die Nutzung von Künstlicher Intelligenz potenziell auf die Gesellschaft 
hat, müssen die Grundrechte der Bürgerinnen und Bürger geachtet wer-
den“, betont Kamp. 
Die Landesdatenschutzbehörden machen darüber hinaus klar, dass weder 
alle Kompetenzen bei der Bundesnetzagentur gebündelt werden müssen 
noch bei den Datenschutz-Aufsichtsbehörden die gesamte Zuständigkeit 
der Marktüberwachung liegen muss. Die von der europäischen KI-Verord-
nung getroffenen Regelungen sehen einen Ausgleich der Kompetenzen 
vor. „Diesem Weg sollte die Bundesregierung folgen. Die Aufsichtsbe-
hörden des Bundes und der Länder verfügen über die Kompetenzen und 
Strukturen, um die Aufsicht über die KI-Systeme in den grundrechtsrele-
vanten Bereichen effizient und verbindlich wahrzunehmen“, fordert Kamp.
Außerdem fällt nach dem Gesetzentwurf der Bundesnetzagentur auch 
die Marktaufsicht über den Einsatz von KI durch Landesbehörden zu. 
Das ist jedenfalls beim Einsatz von KI für originäre Landesaufgaben ver-
fassungswidrig.

Hintergrund
Im März 2024 hat das Europäische Parlament die Verordnung zur Fest-
legung harmonisierter Vorschriften für künstliche Intelligenz (KI-VO) 
angenommen. Nach Inkrafttreten der KI-VO muss in Deutschland eine 
behördliche Aufsichtsstruktur eingerichtet werden. In der anstehenden 
Länder- und Verbändeanhörung zum Referentenentwurf werden sich 
die Landesdatenschutzbehörden mit einer Stellungnahme beteiligen. 
Die Aufsicht über den Datenschutz ist in Deutschland föderal struktu-
riert. Neben der Aufsicht über die Landes- und Kommunalbehörden wird 
auch der nicht-öffentliche Bereich grundsätzlich von den Landesdaten-
schutzbehörden betreut. Insgesamt gibt es 17 Landesdatenschutzbehör-
den in Deutschland (in Bayern zwei). 
Die kontroverse Diskussion um die künftige Zuständigkeit bei der 
Aufsicht über KI-Systeme zeigt, wie stark Innovation und Grund-
rechtsschutz derzeit im Spannungsfeld stehen. Welche Rolle dabei der 
Bundesnetzagentur im Rahmen der KI-Verordnung und des Data Act 
tatsächlich zukommt, beleuchtet der folgende Vortrag: „Datenschutz
aufsicht bei KI-VO und Data Act durch die Bundesnetzagentur“.

Quelle: LDI - Landesbeauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit Nordrhein-Westfalen

Datenschutzaufsicht bei KI-VO und Data Act durch 
die Bundesnetzagentur
Datum: 13. November 2025, 9:35 Uhr
Referentin: Andrea Sanders-Winter, Leiterin der Abteilung Digitales 
bei der Bundesnetzagentur
Mehr erfahren und anmelden: Zur DAFTA 

https://dafta.de
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Bundesregierung legt NIS-2-
Umsetzungsgesetz vor
Die Bundesregierung will die Widerstandskraft von 
Staat und Wirtschaft gegen Cyberangriffe deut-
lich erhöhen. Dazu hat sie einen Gesetzentwurf 
(21/1501 ) vorgelegt, mit dem die NIS-2-Richtlinie 
der EU und zur Regelung wesentlicher Grundzüge 
des Informationssicherheitsmanagements in der 
Bundesverwaltung in deutsches Recht umgesetzt 
werden soll. Die Richtlinie setzt unter anderem 
strengere Sicherheitsanforderungen voraus, sieht 
umfangreiche Meldepflichten bei Sicherheitsvor
fällen sowie schärfere Sanktionen bei Verstößen 
vor. Ziel ist nach Regierungsangaben die Einfüh-
rung verbindlicher Maßnahmen für Verwaltung 
und Wirtschaft, um in der gesamten Europäischen 
Union „ein hohes gemeinsames Cybersicherheits
niveau“ sicherzustellen.

Entsprechend der unionsrechtlichen Vorgaben soll der mit dem 
IT-Sicherheitsgesetz und IT-Sicherheitsgesetz 2.0 geschaffene 

Ordnungsrahmen durch das NIS-2-Umsetzungs- und Cybersicher-
heitsstärkungsgesetz für den Bereich bestimmter Unternehmen er-
weitert werden. Zusätzlich sollen entsprechende Vorgaben für die Fo
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https://dserver.bundestag.de/btd/21/015/2101501.pdf
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Bundesverwaltung eingeführt werden. Der Entwurf sieht vor, dass der 
Anwendungsbereich ausgeweitet und neue Einrichtungskategorien 
eingeführt werden. Zudem soll die bislang einstufige Meldepflicht bei 
Sicherheitsvorfällen durch ein dreistufiges Melderegime ersetzt werden. 
Das Instrumentarium des Bundesamts für Sicherheit in der Informa-
tionstechnik (BSI) soll im Hinblick auf Aufsichtsmaßnahmen erweitert 
werden. Darüber hinaus soll in der Bundesverwaltung ein zentraler 
Koordinator (CISO Bund) für Maßnahmen zur Informationssicherheit in 
deren Einrichtungen etabliert werden. Dieser soll auch die Ressorts bei 
der Umsetzung der Vorgaben für das Informationssicherheitsmanage-
ment unterstützen.
Laut der Bundesregierung hat die Europäische Kommission das Risiko 
für die Sicherheit kritischer Infrastruktur vor physischen und Cyberan-
griffen als eines von vier Hauptrisiken für die europäische Volkswirt-
schaft identifiziert. Die Erhöhung der Resilienz der Wirtschaft gegen-
über den Gefahren krimineller oder staatlicher Angriffe sei eine zentrale 
Aufgabe für die beteiligten Akteure in Staat, Wirtschaft und Gesellschaft, 
heißt es weiter. Für das Informationssicherheitsmanagement in der 
Bundesverwaltung haben sich „die bisherigen Steuerungsinstrumente 
auf überwiegend untergesetzlicher Basis als nicht ausreichend effektiv 
erwiesen“, um eine flächendeckend wirksame Steigerung des Sicher-
heitsniveaus zu erreichen, heißt es im Entwurf.

FORUM 10: NIS-2: Status-Update und To Dos
Datum: 14. November 2025, 10:45 Uhr
Referentin: Dr. Judith Nink, „Fachbereichsleiterin Cybersicherheit 
bei Unternehmen“ im BSI, Leitung: Steve Ritter, Leiter des 
Referats „IT-Sicherheitsbehörden“ beim BfDI, Bonn; GDD-Vorstand
Mehr erfahren und anmelden: Zur DAFTA 

Für den Bundeshaushalt entstehen durch das Gesetz bei der Bundesver-
waltung einmalige Ausgaben in Höhe von rund 59 Millionen Euro sowie 
bis zum Jahr 2029 laufende jährliche Ausgaben in Höhe von durchschnitt-
lich rund 212 Millionen Euro. Der Wirtschaft sollen einmalig 2,2 Milliarden 
Euro sowie laufend 2,3 Milliarden Euro jährlich an Kosten entstehen. 
Mehrausgaben für Länder und Kommunen sind nicht vorgesehen.
Mit dem vorgelegten Gesetzentwurf zur Umsetzung der NIS-2-Richtlinie 
setzt die Bundesregierung ein klares Signal für mehr Cybersicherheit in 
Verwaltung und Wirtschaft. Doch was bedeutet das konkret für betrof-
fene Einrichtungen und wie weit ist die Umsetzung bereits fortgeschrit-
ten? Antworten auf diese Fragen bietet das Forum „NIS-2: Status-Up-
date und To Dos“ im Rahmen der DAFTA.

Quelle: Deutscher Bundestag

https://dafta.de
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neue Anforderungen mit sich – von Störfallmeldun-
gen über Risikomanagement bis hin zu umfangrei-
chen Dokumentationspflichten. Auf den ersten Blick 
scheinen dies zusätzliche Belastungen zu sein, die 
parallel umgesetzt werden müssen. Doch ein ge-
nauerer Blick zeigt: Viele dieser Pflichten sind den 
Datenschutzbeauftragten längst vertraut.

Das Forum „Verwandte Risiken, gemeinsame Prozesse – Synergi-
en zwischen Datenschutz, KI-VO und NIS-2 nutzen“ setzt genau 

hier an und zeigt auf, wie vorhandene Instrumente aus dem Daten-
schutz sinnvoll erweitert und für die neuen Anforderungen nutzbar 
gemacht werden können. Die Kernbotschaft: Statt dieselben Prozesse 
mehrfach neu zu erfinden, lohnt sich ein integrativer Ansatz. Complian-
ce kann dadurch nicht nur effizienter, sondern auch nachhaltiger gestal-
tet werden.
Im Mittelpunkt stehen praxisnahe Ansätze, wie Unternehmen durch die 
Bündelung von Prozessen und Verantwortlichkeiten echte Synergien 
schaffen können. Wer Datenschutzprozesse bereits etabliert hat, kann 
diese für die Umsetzung der KI-VO und der NIS-2 anpassen – beispiels-
weise durch gemeinsame Risikoanalysen, abgestimmte Meldewege 
oder einheitliche Dokumentationsstandards.

Synergien zwischen 
Datenschutz, KI-VO und NIS-2: 
Risiken bündeln, Prozesse 
vereinen
Unternehmen sehen sich derzeit mit einer Vielzahl 
neuer Digital-Compliance-Pflichten konfrontiert. Die 
EU-KI-Verordnung, die NIS-2-Richtlinie und weitere 
Regelwerke wie der Cyber Resilience Act bringen 
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Forum 6: Verwandte Risiken, gemeinsame 
Prozesse – Synergien zwischen Datenschutz, 
KI-VO und NIS-2 nutzen
Datum: 13. November 2025, 16:45 Uhr
Referent: Dr. Matthias Orthwein, Partner, SKW Schwarz
Mehr erfahren und anmelden: Zur DAFTA 

https://dafta.de
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Ob Kinder, Jugendliche oder Erwachsene – soziale 
Netzwerke prägen Kommunikation, Meinungsbildung 
und Freizeitgestaltung. Doch sie bergen auch Risi-
ken: von Cybermobbing und Fake News über Des-
information bis hin zu psychischen Belastungen. 
Die Fähigkeit, sich sicher und reflektiert in digitalen 
Räumen zu bewegen, ist daher wichtiger denn je.

Im Schlussvortrag der DAFTA 2025 beleuchtet Jörg Schieb die Heraus-
forderungen für unterschiedliche Altersgruppen. Welche Kompetenzen 

benötigen Kinder und Jugendliche, um geschützt und selbstbewusst on-
line unterwegs zu sein? Wie können Eltern, Lehrkräfte und Institutionen 
sie dabei unterstützen? Und welche Verantwortung tragen Erwachsene 
im Umgang mit sozialen Medien, sowohl privat als auch beruflich?
Der Vortrag liefert wertvolle Impulse für Präventionsarbeit, Bildung und 
gesellschaftliche Debatten. Ziel ist es, die Chancen sozialer Netzwerke 
zu nutzen, ohne die Risiken aus dem Blick zu verlieren. Damit Medien-
kompetenz zu einer Schlüsselqualifikation für alle Generationen wird.

Medienkompetenz in sozialen 
Netzwerken: Generationen im 
Fokus
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Medienkompetenz für Soziale Netzwerke – 
Herausforderungen Kinder, Jugendliche und 
Erwachsene
Datum: 14. November 2025, 12:05 Uhr
Referent: Jörg Schieb, Digitalexperte und Autor, Düsseldorf
Mehr erfahren und anmelden: Zur DAFTA 

https://dafta.de
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Newsletter 
Möchten Sie bei Erscheinen der aktuellen Datenschutz Newsbox 
informiert werden und so keine Ausgabe mehr verpassen? 
Dann tragen Sie sich unverbindlich und kostenlos ein unter: 
www.datakontext.com/newsletter
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